
 

     

                          

 

    

 

 

  

  

  

    

   

     

 

 

 

 

  

  

   

  

    

  

  

  

   

  

 

  

 

  

  

 

   

   

   

  

    

  

 

  

  

   

   

   

  

  

  

 

 

  

   

  

     

  

    

 

  

      

    

 

     

 

  

 

   

 

   

 

 

 

 

 

   

 

   

  

      

    

   

  

      

     

 

Agrarmärkte 2014 NawaRo 

Werner Schmid, Herbert Goldhofer Stand: 15.05.2014 

16 NawaRo 

Der Anbau Nachwachsender Rohstoffe (NawaRo) hat sich weltweit als bedeutender Produktionssektor in der 

Landwirtschaft etabliert und gewinnt weiter an Bedeutung. Insbesondere im Energiesektor finden Agrarrohstoffe 

vielfach Verwendung. Vor allem die stark wachsende Verwendung von Biomasse für die Herstellung von Biotreib­

stoffen beflügelte in den zurückliegenden Jahren die Nachfrage. Treiber war neben ökonomischen Erwägungen in 

vielen Ländern auch der politische Wille, mit Hilfe von Biomasse als Energierohstoff eine gewisse Unabhängigkeit 

von fossilen Energieträgern aufzubauen. Auch wenn diese Entwicklung in Europa zwischenzeitlich zunehmend kri­

tisch betrachtet wird, lässt sich weltweit noch kein Ende des Wachstums erkennen. 

Die Bereitstellung von Getreide und Ölsaaten als Ener­

gieträger gehörte schon seit alters her neben der Er­

zeugung von Lebens- und Futtermitteln zu den Haupt-

aufgaben der Landwirtschaft. Verwendung fanden die 

NawaRo schon immer als Futter für die Zugtiere, in der 

industriellen Weiterverarbeitung sowie in der Erzeu­

gung von Wärme, Strom und Kraftstoffen. Die Bedeu­

tung von Agrarerzeugnissen als Rohstoff im Energie­

sektor hat sich aber nach der Jahrtausendwende erheb­

lich verändert und verstärkt. Heute dienen sie als Aus­

gangsmaterial für Biokraftstoffe, zur Erzeugung von Bi­

ogas oder werden direkt als Wärmeträger eingesetzt. 

Neben der Tatsache, dass sich Agrarrohstoffe im Ener­

giesektor ökonomisch attraktiv verwerten lassen, wer­

den drei weitere Hauptargumente im Zusammenhang 

mit der zunehmenden Nutzung von NawaRo im Ener­

giesektor angeführt. An erster Stelle steht die Aussage, 

dass Erzeugnisse oder Energie aus NawaRo dem Kli­

maschutz dienen, da sie weitgehend CO2-neutral seien. 

Als zweiter Punkt wird angeführt, dass durch Bionergie 

die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen, die nicht 

unbegrenzt verfügbar sind, verringert werden kann. 

Drittens sei mit dem Anbau von NawaRo eine Stärkung 

der Land- und Forstwirtschaft und der ländlichen Räu­

me verbunden, da insbesondere mit dem riesigen 

Nachfragepotential für Bioenergie ein dritter großer 

‛Abnehmer‚ landwirtschaftlicher Rohstoffe am Markt 

auftritt (die drei großen T: Teller, Trog, Tank; oder eng­

lisch die drei f: food, feed, fuel). 

Die starken Preissteigerungen bei den Agrarrohstoffen 

in der Saison 2007/08, in 2010/11 und erneut in 

2012/13 nähren eine inzwischen sehr kontrovers ge­

führte Diskussion mit umgekehrten Vorzeichen. Das 

Schlagwort ‛Teller oder Tank‚ umschreibt die Proble­

matik. Viele Stimmen wurden laut, bei einem in der 

Spitze um das drei- bis fünffache gestiegenen Welt­

markt-Preisniveau für Getreide und Ölsaaten, der Nut­

zung von Agrarrohstoffen für die Ernährung den Vor­

rang einzuräumen. Mancher forderte gar das Einstellen 

von Bioenergieprogrammen. Insbesondere die Biok­

raftstoffproduktion steht hierbei im Fokus der Kritik. 

Trotzdem hält die Politik weltweit vielerorts am einge­

schlagenen Weg fest. Die Gründe hierfür sind viel­

schichtig. Insbesondere traditionelle Exporteure von 

Agrargütern sehen im Biosprit mehrere Vorteile. Einer­

seits wird durch die inländische Produktion die Abhän­

gigkeit von Öl- und Gasimporten verringert, anderer­

seits lässt sich damit im Agrarsektor eine erhöhte 

Wertschöpfung durch die inländische Verarbeitung er­

zielen. Gleichzeitig wirkt die gestiegene Nachfrage 

preisstützend. 

Der Blickwinkel traditioneller Importeure, insbesondere 

aber der armen Regionen der Welt, zeigt naturgemäß 

ein völlig anderes Bild. Eine nachhaltige und weiter 

steigende Verwendung von NawaRo, insbesondere im 

Energiesektor, beinhaltet damit auch erhebliche politi­

sche Sprengkraft. Unter Berücksichtigung des ständig 

wachsenden Bedarfs an Lebens- und Futtermitteln 

wird es weiter erforderlich sein, die Entwicklungen in 

diesem Bereich gewissenhaft zu verfolgen, zu prüfen 

und kritisch zu begleiten. Die Europäische Kommission 

hat einen ersten Schritt dazu unternommen. Ende 2012 

hat sie einen Vorschlag vorgelegt, welcher besagt, dass 

aus Nahrungsmittelpflanzen gewonnene Biokraftstoffe 

nur noch bis zu 5 % auf das Biokraftstoffziel 2020 von 

10 % angerechnet werden sollen. Darüber hinaus 

wendet sich der Vorschlag den globalen Landnutzungs­

änderungen für die Herstellung von Biokraftstoffen zu. 

Ziel ist es, die Klimaverträglichkeit der in der EU ver­

wendeten Biokraftstoffe zu verbessern. 

Die Betrachtungen in diesem Kapitel beschränken sich 

weitgehend auf die Erzeugung von NawaRo auf Acker-

und Grünland mit einem Schwerpunkt im Bereich der 

energetischen Nutzung. Dieser Bereich des Biomasse­

anbaus hat in den vergangenen Jahren eine spürbare 

direkte Wirkung auf die verfügbaren Agraranbauflächen 

und die landwirtschaftlichen Märkte entwickelt. So ha­

ben eine ständig steigende Nachfrage nach Nahrungs­

mittel und Futter in Verbindung mit der Nachfragestei­

gerung nach Energierohstoffen zwischenzeitlich das 

Preisniveau auf den Agrarmärkten angehoben. Dage­

gen wird auf die Bereiche Forst oder sonstige traditio­

nelle Nutzung von Biomasse (v. a. zu Koch- und Heiz­

zwecken) nur am Rande eingegangen. 
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Agrarmärkte 2014 NawaRo 

Politisch gestützt wird die Energieerzeugung aus Bio­

masse weltweit durch eine Reihe einzelstaatlicher För­

dermechanismen. Die Mehrzahl der Regelungen be­

trifft den Sektor Biokraftstoffe (biofuels) sowie die 

Stromerzeugung. Als wichtigste Instrumente mit direk­

ter Wirkung auf die Märkte sind gesetzliche Einspeise­

vergütungen (häufig in Verbindung mit Netzzugangsre­

gelungen), Steuerpolitik, Marktgarantien durch ver­

pflichtende oder freiwillige Quoten, der Handel mit so­

genannten ‛grünen Zertifikaten‚ sowie staatliche För­

derprogramme zu nennen. Alle Staaten die EE und ins­

besondere Energie aus NawaRo fördern setzen dabei 

i.d.R. auf eine Mischung aus den genannten Instrumen­

ten. Zusätzlich werden zunehmend Fördergelder in den 

Bereichen Forschung und Pilotprojekte eingesetzt. 

Einspeisevergütungen: In der Praxis, so das GBEP 

(Global Bioenergy Partnership) Secretariat der FAO in 

Rom, haben sich Einspeisetarife, insbesondere dann, 

wenn sie differenziert auf die einzelnen Technologien 

der EE abgestimmt sind, als sehr effektives Instrument 

zur Förderung des Sektors erwiesen. Die Differenzie­

rung sei insbesondere deshalb notwendig, da sich an­

sonsten nur die aktuell wirtschaftlichste Variante ent­

wickeln würde, und dies wäre in Deutschland im 

Stromsektor zurzeit immer noch uneingeschränkt die 

Windkraft. Die Festsetzung von Einspeisevergütungen 

bringt noch mit sich, dass das Instrument so eingerich­

tet werden kann, dass es sich für die Staatshaushalte 

weitgehend kostenneutral verhält. Die höheren Auf­

wendungen werden hier i.d.R. direkt auf den Verbrau­

cher abgewälzt. Die Erfahrungen mit Einspeisevergü­

tungen im Bereich EEG in Deutschland zeigten in den 

vergangenen Jahren aber auch, dass zeitnahe Anpas­

sungen an die Lernkurve der jeweiligen Technologie ei­

nerseits unabdingbar sind, andererseits aber auch wohl 

abgewogen werden müssen, um ins Rollen gekomme-

ne Entwicklungen nicht zu ersticken. 

Steuern/Zölle: Steuervorteile werden nach wie vor als 

Förderinstrument eingesetzt, wenngleich auch deren 

Bedeutung zurückgeht. Sowohl die Biomasseerzeu­

gung und -transformation, als auch der Handel mit Bi­

omasse /-energie können durch aktive Steuerpolitik ge­

lenkt werden. Steuerliche Begünstigungen wie teilwei­

se oder vollständige Aussetzung der Mineralölsteuer 

oder zusätzliche Besteuerung nicht regenerativer Alter­

nativen können angewendet werden. Trotz der Tatsa­

che, dass sich Steuervergünstigungen als sehr effekti­

ves Instrument erwiesen haben, wurden sie in den 

vergangenen Jahren zunehmend durch andere Instru­

mente ergänzt oder ersetzt. Denn sie verursachen häu­

fig nicht unerhebliche Belastungen für die Staatshaus­

halte. Beispielsweise wurde die Förderung der Biok­

raftstoffe in Deutschland 2006 von einem System der 

Steuerbefreiung auf ein Quotensystem umgestellt. Als 

Beispiel für die Lenkung des Handels mittels Zöllen 

seien hier die Importzölle der EU für Ethanol genannt. 

Ein weiteres Beispiel ist die Festsetzung differenzierter 

Exportsteuersätze, so z.B. umgesetzt von Argentinien 

für Sojabohnen, Sojaöl und Biodiesel. Mit höheren Zöl­

len auf Sojaöl im Vergleich zu Biodiesel bewirkt das 

Land, dass die Verarbeitung und damit die Wertschöp­

fung im Land gehalten wird. Dadurch verdoppelte sich 

in Argentinien die Sojaverarbeitung in den zurücklie­

genden 10 Jahren auf heute knapp 37 Mio. t. Argenti­

nien exportiert Soja überwiegend als Schrot (27 Mio. t), 

der Export ganzer Bohnen beschränkt sich hingegen 

auf rd. 8 Mio. t. 

Quotensysteme: Nahezu alle Staaten, die Erneuerbare 

Energien fördern, haben inzwischen Quoten in Bezug 

auf Anteile der EE am Strom- oder Kraftstoffverbrauch 

festgesetzt oder sind dabei dies zu tun. In vielen Fällen 

wurden inzwischen bislang unverbindliche Richtziele in 

konkrete Quoten mit entsprechenden Sanktionsme­

chanismen umgesetzt. Dies gilt vor allem für den Kraft­

stoffsektor, in welchem vielerorts Beimischungsquoten 

festgesetzt wurden. Quotensysteme haben, ähnlich 

wie Einspeisevergütungen, den Vorteil dass sie für die 

Staatshaushalte weitgehend kostenneutral gestaltet 

werden können. Denn hier besteht ebenfalls die Mög­

lichkeit die höheren Aufwendungen direkt auf die Ver­

braucher zu übertragen. 

Welt - Der weltweit größte Bedarf ‛moderner‚ Bio­

masse für Erneuerbare Energien ergibt sich aus den 

sprunghaften Produktionssteigerungen im Bereich Bio­

kraftstoffe. Und ein Ende der Entwicklung ist noch 

nicht absehbar, zumal viele Staaten inzwischen ambiti­

onierte Biokraftstoffquoten und -ziele formuliert haben. 

Hierzu einige Beispiele: In den USA muss laut Energie­

gesetz (Energy Independence and Security Act, 2007), 

das vom Senat im Dezember 2007 verabschiedet wur­

de, die Bioethanolproduktion erheblich gesteigert wer­

den. Die Ziele des sogenannten Renewable Fuel Stan­

dard (RFS) sehen eine Produktionserhöhung auf rund 

136 Mio. m³ Ethanol bis 2022 vor, davon 56,8 Mio. m³ 

aus Mais bis 2015. Nach 2015 soll der Anteil an Bio­

kraftstoffen der 1. Generation aus Mais konstant bei 

56,8 Mio. t verharren, die restlichen 80 Mio. t sollen bis 

2022 durch Erzeugung von Biokraftstoffen der 

2.Generation aus Zelluloserohstoffen erreicht werden. 

2013 wurden in den USA geschätzt 55,8 Mio. m³ Etha­

nol erzeugt, der Löwenanteil davon für Kraftstoffe. Pa­

rallel zu Bioethanol wurde in dem Gesetz eine Biodie­

selquote von 1,9 Mio. m³ für 2009 formuliert, eine vor­

gesehene Verdopplung bis zum Jahre 2012 wurde in­

zwischen weit überschritten. In Brasilien, das bereits 

seit 1975 (ProAlcool; National Ethanol Program) eine 

aktive Bioethanolpolitik betreibt, werden die ver­

pflichtenden Beimischungsquoten von 20 bis 25 % 

überschritten. Auch für Biodiesel wurde dort inzwi­

schen eine Quote von 5 % festgelegt. China, Indien, 

Kanada, die EU und viele weitere Staaten haben eben­

falls Maßnahmen hinsichtlich der direkten Verwendung 

oder der Beimischung von biofuels getroffen oder in 

Angriff genommen. 
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NawaRo	 Agrarmärkte 2014 

Im Bereich der Stromerzeugung beschränken sich die 

Festlegungen meist auf unverbindliche Zielvorgaben, 

wobei hier immer ein Mix aus Sonne, Wasser, Wind 

und Biomasse zur Zielerreichung beitragen soll. Aller­

dings sind die Vorgaben oft nicht weniger ambitioniert 

als im Kraftstoffbereich. 

Hinsichtlich der weiteren Entwicklung bei den Biokraft­

stoffen stellen sich aber immer mehr Fragen. Einerseits 

führen hohe Agrarrohstoffpreise dazu, dass die Diskus­

sion um Teller oder Tank zunehmend lauter geführt 

wird. Zudem gibt es weitere Neuigkeiten aus dem 

Energiesektor. So fördert beispielsweise die USA Erd­

gas aus unkonventionellen Vorkommen (‛Fracking‚) in 

erheblichem Umfang. Es wurden bereits Ziele formu­

liert, die besagen, dass die Erschließung dieser Vor­

kommen die USA für eine größere Zeitspanne von 

Energieimporten unabhängig machen könnte. Vor die­

sem Hintergrund wäre es denkbar, dass auch Biokraft­

stoffziele mancherorts neu überdacht werden. 

EU - Am 17. Dezember 2008 stimmte das Europäische 

Parlament dem ‛Klimapaket‚ der EU zu. Im Juni 2009 

trat dann dieses Paket nach Zustimmung der Staats­

und Regierungschefs in Kraft. Im Kern soll das Paket 

dazu dienen, das wichtigste Klimaziel zu erreichen: Be­

grenzung der Erderwärmung auf 2 °C bis zum Ende 

dieses Jahrhunderts. Auf einen übergeordneten Nen­

ner gebracht sollen bis zum Jahr 2020 die sogenannten 

"20-20-20" Ziele umgesetzt werden. Festgehalten sind 

diese Ziele im Wesentlichen in der Richtlinie zur Förde­

rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel­

len (2009/28/EG). Im Einzelnen sind dies: 

	 Senkung der Treibhausgasemissionen bis 2020 um 

mindestens 20 % gegenüber dem Referenzjahr 

1990. Zwischenzeitlich hat sich die EU dazu bekannt, 

trotz bislang nur unverbindlicher Ergebnisse bei den 

Weltklimakonferenzen (Kopenhagen 2009; Cancun 

2010; Durban 2011) weiter das Ziel, eine 30 %-ige 

Emissionsminderung bei CO2 bis zum Jahr 2020 zu 

erreichen, zu verfolgen. Nur so bestehe eine Chan­

ce, das so genannte Zwei-Grad-Ziel (Begrenzung der 

Erderwärmung auf 2 °C gegenüber der vorindustriel­

len Zeit) zu erreichen. Eine Verpflichtung ist die EU 

dazu allerdings noch nicht eingegangen. 

	 Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am 

Energieverbrauch der EU auf 20 % bis 2020. 

	 Erhöhung der Energieeffizienz um 20 % bis 2020. 

Eines der Unterziele benennt für den Kraftstoffsektor 

einen 10 %-igen Anteil an Biokraftstoffen am EU-

Verkehrssektor bis 2020. Dieser Anteil schließt sowohl 

Biokraftstoffe der ersten und zweiten Generation als 

auch Wasserstoff und Strom ein. Umgesetzt wurde 

dieses Ziel in der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung 

und Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen. 

Mit der Richtlinie soll auch sichergestellt werden, dass 

Biokraftstoffe, die bei der Berechnung der Zielerfüllung 

berücksichtigt werden, ein Mindestmaß an Treibhaus­

gaseinsparungen bewirken (Nachhaltigkeitskriterien). 

Ende 2012 legte die EU-Kommission einen veränderten 

Vorschlag zur Umsetzung des Kraftstoffziels vor. Zur 

Erreichung des 10 %-Kraftstoffziels soll demnach ein 

maximaler Anteil von 5 % Kraftstoffen aus Anbaubio­

masse (Nahrungsrohstoffen) festlegt werden. Damit 

will man weltweit Landnutzungsänderungen im Zu­

sammenhang mit der Biokraftstoffherstellung begeg­

nen. Vorgesehen ist, Biokraftstoffe aus europäischer 

Produktion mit sogenanten iLUC-Faktoren (iLUC = indi­

rekte Landnutzungsänderungen) zu belasten, um si­

cherzustellen, dass sie trotz möglicher weltweiter 

Landnutzungsänderungen eine entsprechend hohen 

CO2-Einsparungs- und Klimaeffekt aufweisen. Nur Biok­

raftstoffe, welche die geforderten Mindest-

Treibhausgaseinsparungen erfüllen, sollen künftig auf 

das Biokraftstoffziel der EU anrechenbar sein.  

Zur Umsetzung der Vorschläge bedarf es einiger Ände­

rungen in der Kraftstoffqualitäts-RL (Richtlinie 

98/70/EG), in welcher die Mindestanforderungen an die 

Minderung der Treibhausgasemissionen formuliert 

werden, sowie einiger Änderungen der Erneuerbaren 

Energien RL (Richtlinie 2009/28/EG), in welcher der 

maximale Biokraftstoffanteil von 5 % (Endenergiever­

brauch im Verkehrssektor 2020) aus Getreide und 

sonstigen stärkeähnlichen Pflanzen, Zuckerpflanzen 

und Ölpflanzen festgelegt werden soll. Bis zur Druckle­

gung dieser Veröffentlichung stand die Abstimmung zu 

dem Vorschlag noch aus. 

Probleme für die europäische Biokraftstoffschiene er­

geben sich insbesondere aus der Tatsache, dass eine 

Anwendung der iLUC-Faktoren zur Folge haben kann, 

dass beispielsweise Biodiesel aus europäischem 

Rapsanbau und Bioethanol aus mehreren Verfahrens­

wegen spätestens ab 1. Januar 2018, wenn Treibhaus­

gasemissionen von mindestens 50 % eingespart wer­

den müssten, nicht mehr als Biokraftstoffe auf die 

Quote anrechenbar sind. 

Insgesamt wird an dieser Stelle deutlich, wie stark poli­

tische Entscheidungen das Thema Nutzung erneuerba­

rer Energien prägen. Die Reduktion des Biokraftstoffan­

teils aus Anbaubiomasse (Nahrungsrohstoffen) auf 5 % 

bedeutet für die Biokraftstoffindustrie bereits heute, 

dass Überkapazitäten in der Produktion abgebaut wer­

den müssen. 

Neben den Regelungen zu den Biokraftstoffen schreibt 

die Richtlinie (2009/28/EG) auch verbindliche Mindes­

tanteile für den Anteil von Energie aus erneuerbaren 

Quellen für die einzelnen Mitgliedstaaten vor. Für 

Deutschland liegt der Mindestanteil EE bei 18 % des 

Bruttoendenergieverbrauchs von 2020. Für den Zeit­

raum nach 2020 bis 2030 liegt derzeit ein Diskussions­

vorschlag auf dem Tisch welcher besagt, dass die EU 
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NawaRo	 Agrarmärkte 2014 

	 Mit dem Gesetz zur Änderung der Förderung von Bi­

okraftstoffen vom 15. Juli 2009 beschloss das Bun­

deskabinett weitere Anpassungen im Bereich der 

Biokraftstoffe. Die wichtigsten Punkte waren: 

a) Senkung der Gesamtquote für 2009 von 6,25 % 

auf 5,25 %. Ab 2010 gilt bis Ende 2014 eine kon­

stante Gesamtquote von 6,25 % (energetische Pro­

zent), danach soll die Beimischung nach dem Treib­

hausgasminderungseffekt der Biokraftstoffe als Be­

zugsgröße bemessen werden. Die Kraftstoffindust­

rie wird hier verpflichtet, ab 2015 mindestens so viel 

Biokraftstoffe in Verkehr zu bringen, dass diese den 

Treibhausgasanteil der Gesamtmenge an Otto- und 

Dieselkraftstoffen um mindestens 3 % senkt. Für 

2017 ist eine Erhöhung auf 4,5 %, für 2020 auf 7 % 

vorgesehen. 

b) Festschreibung der Bioethanolquote auf 2,8 % ab 

2009 bis 2014 (anstelle 3,6 % ab 2010-14). 

c) Halbierung der 3. Steuerstufe für Reinkraftstoffe 

(B100), d.h. die Steuer für B100 stieg zum 1.1.2009 

von 15 ct/l auf 18 ct/l (ursprünglicher Plan war 21 

ct/l). 

d) Aufnahme von Biomethan als Biokraftstoff in die 

gesetzlichen Regelungen. Biomethan bleibt, ähnlich 

wie BTL bis 2015 von der Besteuerung befreit. 

Auf Intervention der Biokraftstoffindustrie und der 

Interessenverbände kam die Bundesregierung 2010 

den Forderungen zur Stützung des Biodieselsektors 

in Teilen durch eine Rücknahme der Besteuerungs­

stufe für B100 und Pflanzenölkraftstoffen nach. Die 

Besteuerung wurde erneut geändert und für die Jah­

re 2010 bis 2012 auf den Satz von 2009, insgesamt 

18 ct/l, festgeschrieben. Die ursprüngliche Regelung 

sah ein Ansteigen der Steuer auf Werte von 24 bis 

42 ct/l bei Biodiesel und 26 bis 45 ct/l bei Pflanzenöl 

in den nachfolgenden 3 Jahren vor. Seit dem 

1.1.2013 ist eine Steuerbefreiung für B100 und rei­

nes Pflanzenöl nun Geschichte. Trotz erneuter For­

derungen der Branche wurde die Steuerbefreiung 

nicht verlängert. 

Sonderfall: Bestehen bleibt hingegen die Möglichkeit 

der Steuerrückerstattung für land- und forstwirt­

schaftliche Betriebe im Rahmen des Agrardiesel-

Antragsverfahrens. Bei Verwendung der Reinkraft­

stoffe (B100, Pflanzenöl) kann eine Steuerrückerstat­

tung in voller Höhe beantragt werden (§ 57 Energie-

StG). 

Im Beimischungssektor sind zwischenzeitlich B7 

(7 % Biodieselanteil im Diesel) und E10 (10 % Etha­

nolanteil im Ottokraftstoff) an der Zapfsäule üblich. 

Die weitere Entwicklung des Biokrafstoffsektors 

lässt sich im Moment nur schwer abschätzen. Mit 

der Einführung der iLUC-Faktoren muss voraussicht­

lich auch die Ausrichtung der nationalen Biokraf­

stoffstrategien in Europa neu überdacht und geord­

net werden. 

	 Wärme: Der Bereich Wärme war auf Bundesebene 

bislang überwiegend durch Fördermaßnahmen 

(Marktanreizprogramm) flankiert worden. Zum 

1.1.2009 trat das EEWärmeG (Erneuerbare Energie 

Wärme-Gesetz) in Kraft, welches für Neugebäude 

die Nutzung erneuerbarer Energien in Mindestantei­

len vorschreibt. D.h. jeder Gebäudeeigentümer ist 

verpflichtet einen Mindestanteil der benötigten 

Energie im Haus durch EE zu decken. Eine ähnliche 

Regelung bestand in Baden-Württemberg bereits 

seit Ende 2007. Das Landesgesetz umfasst aller­

dings im Gegensatz zum Bundesgesetz auch Rege­

lungen zu Altgebäuden und Umbauten. 

Ein weiteres wichtiges Regelwerk im Wärmebereich 

ist die Energieeinsparverordnung (EnEV), in welcher 

weitreichende Mindestanforderungen in Bezug auf 

die Gebäudedämmung und -isolierung formuliert 

werden. Die EnEV wird fortlaufend aktualisiert, die 

EnEV 2014 trat zum 1. Mai 2014 in Kraft. Mittelfristig 

sollen v. a. Neubauten so ausgestaltet werden, dass 

der Gebäude-Wärmeenergiebedarf auf ein sehr nied­

riges Maß sinkt. 

Über die genannten Vorgaben hinaus wurden eine 

Reihe weiterer Regelungen geschaffen, die sich bei­

spielsweise mit der Kennzeichnungspflicht für Ener­

gieverbraucher, dem Ausbau der Stromnetze oder 

der Elektromobilität beschäftigen. 

16.1.4 Biokraftstoffe 

Der Aufbau von Produktionskapazitäten sowie die Er­

zeugung von Biokraftstoffen der 1. Generation (dazu 

gehören reines Pflanzenöl, Bioethanol auf Zucker- und 

Stärkebasis, Biodiesel) erlebte in den vergangenen Jah­

ren weltweit einen Boom. Allerdings wird auf mittlere 

Frist damit gerechnet, dass die Kraftstoffe der 1. Gene­

ration durch die wesentlich energieeffizientere Gruppe 

der Biokraftstoffe der 2. Generation (dazu zählen BTL-

Kraftstoffe = BiomassToLiquid, Biogas, Bioethanol auf 

Lignozellulose-Basis) ersetzt werden. 

Bemerkenswert ist, betrachtet man die Entwicklungen 

bei den Biokraftstoffen, dass unbeschadet der Diskus­

sionen um Tank oder Teller insbesondere diejenigen 

Staaten, welche bislang als die großen Exporteure an 

den Weltmärkten für Getreide, Ölsaaten oder pflanzli­

che Öle agiert haben, zwischenzeitlich eine verstärkte 

Verwertung der Rohstoffe im eigenen Land anstreben. 

Dies hat, neben der Motivation eine gewisse Unabhän­

gigkeit vom Rohöl zu schaffen, sicherlich auch den 

Zweck, die Wertschöpfung im Lande zu halten. Inso­

fern lässt sich je nach Rohstoffsituation in den Ländern 

und Regionen ständig ein weiteres, zum Teil sehr ra­
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